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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung des Betrages 
der Beihilfe für die Erzeugung von Hartweizen für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13, Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 665/75 2), insbe- 
sondere auf Artikel 10, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 10 der Verordnung Nr. 120/67/ 
EWG ist der Betrag der Beihilfe für Hartweizen 
gleich dem zu Beginn des Wirtschaftsjahres beste- 
henden Unterschied zwischen dem garantierten Min- 
destpreis und dem Interventionspreis des Handels- 
platzes der Zone mit dem größten Uberschuß. Für 
das Wirtschaftsjahr 1975/1976 wurden der garantierte 
Mindestpreis und der einzige Interventionspreis für 
Hartweizen jeweils durch die Verordnungen (EWG) 
Nr. 666/75 ®) und Nr. 1171/75 ^), festgesetzt — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 wird der Betrag 
der Beihilfe für die Erzeugung von Hartweizen auf 
24,92 Rechnungseinheiten je Tonne festgesetzt. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


■i) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinsdiaften Nr. L 72 
vom 20. März 1975, S. 14 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 72 
vom 20. März 1975, S. 16 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 117 
vom 7. Mai 1975, S. 1 
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Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 20, Juni 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Ha 37/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 5, Juni 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht beigefügt. 
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